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Antrag 
der Fraktion der FDP/DVP 
 
 

Entschließung zu der Regierungsinformation durch den Ministerpräsidenten im 
Nachgang der Konferenz der Bundeskanzlerin mit den Ministerpräsidentinnen und 
Ministerpräsidenten der Länder zur Corona-Pandemie am 25. November 2020 
 
 
Der Landtag wolle beschließen, 
die Landesregierung zu ersuchen, 
 
I. Maßnahmen für einen effektiven Gesundheitsschutz und echten Schutz von Risi-

kogruppen zu treffen, und hierfür 
 

1. festzustellen, dass jedenfalls die bereits ergriffenen Maßnahmen dazu geeignet 
sind, einen Rückgang der Zahl der Neuinfektionen herbeizuführen und des-
halb weitere einschränkende Maßnahmen derzeit nicht erforderlich sind; 
 

2. die Beurteilung der tatsächlichen epidemiologischen Lage losgelöst vom rein 
verwaltungsinternen Kriterium einer Kontaktverfolgung durch die Gesund-
heitsämter, die dem Vernehmen nach nur bis zu einer Inzidenz von 50 Neuer-
krankungen pro 100.000 Einwohner Woche möglich sein soll, weiterzuentwi-
ckeln, und hierbei statt der bloßen Anzahl positiver Laborergebnisse ein Am-
pelsystem zu errichten, das auch die Zahl der Tests insgesamt, den Anteil der 
positiv Getesteten und die tatsächlich symptomatisch Erkrankten sowie die be-
legten und noch freien Behandlungskapazitäten der Kliniken berücksichtigt; 
 

3. auf die Überwindung der Altersgrenze bei familienangehörigen Kindern mit 
14 Jahren bei der Ermittlung der zulässigen Zahl der Personen hinzuwirken, 
da Familien unter besonderem Schutz des Artikel 6 des Grundgesetzes stehen 
und deshalb eigene Kinder immer teilnehmen dürfen sollen; 

 
4. darüber hinaus massiv in die Beschaffung wirklich wirksamer FFP2-Masken 

für wesentliche Teile der Bevölkerung – vorrangig für vulnerable Gruppen – 
zu investieren und eine Anwendungskonzeption zu erstellen, die eine deutli-
che Kommunikation zur Empfehlung der FFP2-Masken anstelle der so ge-
nannten Alltagsmasken enthält;  
 

5. sicherzustellen, dass Einrichtungen des Pflege- und Gesundheitswesens sowie 
weiteren relevanten Einrichtungen wie Frauenhäusern und Obdachlosenunter-
künfte eine ausreichende Zahl von SARS-CoV2-Schnelltests zur Verfügung 
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steht; 
 

6. die Nutzung von mobilen Corona-PCR-Schnelltests zu ermöglichen, die eine 
sinnvolle Ergänzung zur bisher bereits etablierten Antigen-Schnelltests dar-
stellen; 

 
 

II. die Bedürfnisse der Kinder, der Schulen, der Hochschulen und des Breitensports 
angemessen zu berücksichtigen, und dabei  

 
1. auch weiterhin keine flächendeckenden Einschränkungen beim Präsenzunter-

richt wie beispielsweise eine Halbierung der Größe von Gruppen in Klassen-
räumen gegenüber dem Regelbetrieb vorzunehmen, sondern für mögliche Maß-
nahmen das jeweilige schulspezifische Infektionsgeschehen zu betrachten und 
außerdem eine Bildungs- und Betreuungsgarantie abzugeben, die sicherstellt, 
dass auch bei steigenden Infektionszahlen eine flächendeckende Schließung 
von Schulen und Kindertages-betreuung nicht mehr vollzogen wird; 

 
2. von der Einführung einer Verpflichtung zum Tragen eines Mund-Nasen-Schut-

zes für Schülerinnen und Schüler der Grundschulen abzusehen;  
 

3. unverzüglich Mittel für die Installation von Luftfilteranlagen in Klassenzim-
mern und Einrichtungen der Kindertagesbetreuung bereitzustellen; 
 

4. FFP2-Schutzmasken zeitnah für alle Lehrkräfte, Schülerinnen und Schüler an 
weiterführenden Schulen zur Verfügung zu stellen – als Angebot auch für alle 
Lehrkräfte an Grundschulen; 

 
5. den Schulen in dieser Situation die Einstellung von Assistenzlehrkräften zu er-

möglichen, wie es in Bayern praktiziert wird; 
 

6. die Schulleitungen zügig durch die Erhöhung der Leitungszeit und durch Schul-
verwaltungsassistenten oder Anrechnungsstunden für Lehrkräfte, die mit Ver-
waltungsaufgaben betraut werden, zu entlasten;  
 

7. im Interesse eines funktionierenden Beratungs- und Unterstützungsangebots 
aus Beratungslehrern, Schulsozialarbeit und Schulpsychologen durch zusätzli-
che Verwaltungskräfte entlasten;  

 
8. die Digitalisierung der Schulen zu beschleunigen, so dass digitaler Unterricht 

und Unterricht in Hybridform jederzeit ohne Einschränkungen möglich ist, ins-
besondere durch den Ausbau glasfaserbasierter schneller Internetverbindungen 
für alle Schulen, eine gesetzliche Verankerung der Digitalen Schule und die Si-
cherstellung der Finanzierung von Hard- und Softwareausstattung für Lehr-
kräfte, Schülerinnen und Schüler einschließlich Systemadministration, ein Ver-
fahren zur Zulassung von datenschutz- und datensicherheitskonformen Anwen-
dungen zur Auswahl durch die Schulen, Fortbildungsbudgets für die Schulen 
im Bereich der digitalen Bildung und eine Fortbildungspflicht für Lehrkräfte 
zwecks Bereitstellung eines ausreichenden Fortbildungsangebots sowie die 
Vereinbarung eines Digitalpakts 2.0 zwischen Bund, Ländern und Kommunen;  
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9. die Beschränkung von privaten Zusammenkünften auf einen festen weiteren 
Hausstand abzulehnen, da dies eine realitätsfremde und nicht nachvollziehbare 
Regelung darstellt, insbesondere im Bereich von Schülerinnen und Schüler, die 
sich in Schulbussen und in Klassen in beliebiger Zahl näherkommen dürfen, 
aber am Nachmittag nur noch mit einer Klassenkameradin oder einem Klassen-
kameraden treffen dürften; 
 

10. für Kinder unter 12 Jahren Abmilderungen von den bereits zuvor geltenden 
Kontaktverboten zu prüfen; 
 

11. für die Schülerbeförderung wirksame FFP-2-Masken zur Verfügung zu stellen, 
solange das Einhalten des gebotenen Mindestabstands nicht gewährleistet wer-
den kann;  

 
12. den Präsenzbetrieb (dazu zählen die Präsenzveranstaltungen für Studienanfän-

ger, sonstige didaktisch gebotene Praxisveranstaltungen, die spezielle Labor- 
bzw. Arbeitsräume oder Sportstätten erfordern, sowie der musikalische Einzel-
übebetrieb an Musikhochschulen, Pädagogischen Hochschulen und Akademien 
nach dem Akademiengesetz) an den Hochschulen zu ermöglichen, soweit es 
epidemiologisch verantwortbar und zwingend erforderlich ist, um einen erfolg-
reichen und ordnungsgemäßen Studienverlauf im Wintersemester sicherzustel-
len.  
 

13. darauf hinzuwirken, dass die von Bund und Ländern vorgegebene Schließung 
des Freizeit- und Amateursportbetriebs jenseits des Individualsports auf ihre 
Verhältnismäßigkeit überprüft wird und durch ein differenziertes Konzept er-
setzt wird, das Freizeit- und Amateursport vor allem auch für Kinder und Ju-
gendliche unter klaren Hygienevorgaben weiterhin ermöglicht – auch für Fit-
nessstudios als professionell betriebene Sportstätten für Individualsport ist eine 
solche Überprüfung durchzuführen;  

 
14. zügig eine Nachbesserung bei den Vorgaben der Landesregierung für die Nut-

zung von Tennishallen und Reithallen zu prüfen – Tennishallen dürfen bislang 
nur von maximal zwei Personen genutzt werden, auch wenn mehrere Plätze 
vorhanden sind;  

 
15. die zugesagte Verlängerung der Hilfen für den Sport zügig in verbindliche Form 

zu gießen; 
 

16. eine Kampagne zu finanzieren, um für Vereinseintritte zu werben; 
 

 
III. der Covid-19 Pandemie mit den Mitteln der Digitalisierung begegnen und  
 

1. die digitalen Werkzeuge, wie SORMAS (Surveillance Outbreack Response Ma-
nagement and Analysis System), DEMIS (Deutsches Elektronisches Melde- 
und Informationssystem für den Infektionsschutz) sowie den CovBot als KI-
gestützter Telefonassistenten grundsätzlich in den Gesundheitsämtern in Ba-
den-Württemberg bis zum 31.12.2020 umzusetzen; 
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2. zusätzlich soll die Landesregierung sich für die Weiterentwicklung der Corona-
Warn-App stark machen, insbesondere die App dahingehend zu erweitern, um 
beim Betreten von Gebäuden, wie Geschäften oder Gastronomie, eine einfache 
anonymisierte Möglichkeit für die Kontaktnachverfolgung anzubieten („Check-
In Funktion“), bei der auf die Einhaltung der bestehenden Datenschutzrichtli-
nien weiterhin geachtet werden soll;  

 
IV. den pauschal geschlossenen Geschäftsbereichen sowie Kunst und Kultur wieder 

eine Perspektive zu geben und 
 

1. das ausgesprochene Beherbergungsverbot für touristisch Reisende sowie die 
Schließungsanordnung für die Gastronomie aufzuheben und eine Investitions-
förderung für Luftfilter in gastronomischen Betrieben aufzulegen; 
 

2. die vorgesehene Verschärfung zur Anzahl von Kundinnen und Kunden pro 
Quadratmeter Verkaufsfläche im Einzelhandel nicht umzusetzen, sondern an 
den bisherigen Regelungen festzuhalten; 

 
3. bei der Bundesregierung darauf hinzuwirken, dass auch Unternehmen mit nur 

angeschlossenem Hotel- und/oder Gastronomiebetrieb, die mehr als 50%, aber 
weniger als 80% ihres normalen Umsatzes mit dem geschlossenen Betriebsteil 
bestreiten, eine – gegebenenfalls auch gestaffelte – Hilfe bekommen, ebenso 
wie auch nur indirekt von den Schließungen betroffene Betriebe, und das diese 
versprochene Hilfe nun endlich unbürokratisch ausgestaltet und schleunigst 
ausgezahlt wird 
 

4. für die Bereiche Kunst und Kultur, insbesondere den Einrichtungen und Insti-
tutionen wie Theatern, Opern, Konzerthäusern sowie Kinos, Ausnahmen von 
der Schließungsanordnung zu entwickeln, die mittels Infektionsschutzkonzep-
ten die erforderlichen Kontaktreduktionen und zuverlässige Hygienemaßnah-
men gewährleisten können; 

 
5. den für den gesellschaftlichen Zusammenhalt wichtigen Probenbetrieb durch 

Amateurgruppen und Hobbyvereine als Veranstaltungen der Breitenkultur un-
ter Einhaltung der Infektionsschutzmaßnamen wieder zuzulassen; 

 
6. den mit Einrichtung des Sonderfonds für die Kulturschaffenden eingeschlage-

nen Weg fortzusetzen, mit Landesprogrammen projektbezogene Unterstützung 
bei der Umsetzung von Veranstaltungen zu leisten, die der Unterhaltung dienen; 

 
7. für die als Soloselbstständige tätigen freischaffenden Künstlerinnen und Kultur-

schaffenden die landesseitige Unterstützung durch den fiktiven Unternehmer-
lohn in Höhe von 1.180 Euro fortzusetzen. 

 
26.11.2020 
 
Dr. Rülke  
und Fraktion 
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Be gr ü n du n g 
 
Die Leitlinien der Corona-Politik sollen nach dem Willen der Ministerpräsidenten und der 
Bundeskanzlerin immer mehr im Wege der Ministerpräsidentenkonferenzen bestimmt 
werden. Die letzte Ministerpräsidentenkonferenz erfolgte am 28. Oktober. Die nächsten 
fanden am 16. November und nunmehr am 25. November statt. Die Ministerpräsidenten 
und die Bundeskanzlerin verfügen zwar über die Richtlinienkompetenz. Die finale Ent-
scheidung über die konkreten Maßnahmen und die langfristige Strategie zur Eindämmung 
der Covid-19-Pandemie muss aber den Parlamenten obliegen. Dies erfordert eine ergeb-
nisoffene Beratung, die selbstverständlich auch beinhaltet, einzelne Punkte oder gesamte 
Beschlussvorlagen der Ministerpräsidentenkonferenz durch das Parlament abzulehnen. 
Dies ist das Grundprinzip demokratischer Gewaltenteilung. 
 
Vor diesem Hintergrund bestehen generelle Zweifel über die Geeignetheit und Erforder-
lichkeit von weiteren Verschärfungen der bisherigen Maßnahmen zur Eindämmung der 
Covid-19-Pandemie. 
 
Zu I.  
Die verschärfte Corona-Lage in Baden-Württemberg erfordert eine effektive und effizi-
ente Virusbekämpfung. Für diese ist eine breite gesellschaftliche Akzeptanz die entschei-
dende Voraussetzung, denn getroffene Maßnahmen zur Pandemiebekämpfung können 
nur so wirksam sein, wie sie auch umgesetzt werden. Aktionistische Symbolmaßnahmen 
haben hierbei geschadet und sollten zukünftig vermieden werden. Das aktuell rasch vo-
ranschreitende Infektionsgeschehen macht ein effektives und effizientes Vorgehen zur 
Bekämpfung der weiteren Ausbreitung von SARS-CoV-2 erforderlich. Die derzeit von 
der Landesregierung ergriffenen Maßnahmen erscheinen jedoch vielfach mehr öffentlich-
keitswirksam als wirksam im Kampf gegen das Virus. 
 
Zu II. 
Flächendeckende Einschränkungen beim Präsenzunterricht lehnt die FDP/DVP Fraktion 
strikt ab, da davon nicht nur das Recht der Kinder auf Bildung betroffen wäre, sondern 
auch die Eltern erneut in der Betreuung gebunden würden. Viele Eltern und Familien 
würden wieder einmal einer Zerreißprobe zwischen Kinderbetreuung und Berufstätigkeit 
ausgesetzt. Der Wirtschaft würde Arbeitskraft entzogen, und sie würde weiter einem er-
neuten Lockdown zugetrieben. Wir fordern deshalb erneut die Abgabe einer Bildungs- 
und Betreuungsgarantie, wie sie der nordrhein-westfälische Familienminister bereits vor-
genommen hat. Sie soll sicherstellen, dass auch bei steigenden Infektionszahlen eine flä-
chendeckende Schließung von Schulen und Kindertagesbetreuung nicht mehr vollzogen 
wird. 
Eine Maskenpflicht für Grundschüler widerspricht allen bislang bekannten Studienergeb-
nissen, wonach es Hinweise darauf gibt, dass Kinder unter 12 Jahren keine Treiber im In-
fektionsgeschehen sind. Eine Maskenpflicht wäre nach Auffassung der FDP/DVP Frak-
tion nur zu rechtfertigen, wenn nachgewiesenermaßen das Gegenteil der Fall wäre.  
Wem es ernst ist damit, dass Unterricht auch unter Pandemiebedingungen stattfinden 
kann, der darf nicht aus Kostengründen notwendige Investitionen unterlassen. Es ist un-
verständlich, dass das Kultusministerium keinen Sinn in einer flächendeckenden Ausrüs-
tung von Schulen mit Luftfiltern sieht. Nordrhein-Westfalen dagegen stellt 50 Millionen 
Euro zur Verfügung, um bei Bedarf Luftfilter anzuschaffen. Im Rahmen ihrer zur Verfü-
gung gestellten Budgets haben die Schulträger zwar auch in Baden-Württemberg die 
Möglichkeit erhalten, auch Luftfilter zu finanzieren. Angesichts der Dringlichkeit des 
Handelns in diesem Zusammenhang fordern wir die Landesregierung auf, den Einsatz 
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von Luftfiltern gezielt zu fördern. Zudem sind weitere umfangreiche Schutzmaßnahmen 
an den Schulen notwendig. FFP2-Schutzmasken müssen für alle Lehrkräfte Schülerinnen 
und Schüler an weiterführenden Schulen sowie als Angebot für die Lehrkräfte an Grund-
schulen zur Verfügung gestellt werden. 
Außerdem fordern wir, dass den Schulen in dieser Situation die Einstellung von Assis-
tenzlehrkräften ermöglicht wird, die Schulleitungen mehr Leitungszeit und Entlastung 
von Verwaltungsaufgaben erhalten; Letzteres wollen wir im Interesse eines funktionie-
renden Beratungs- und Unterstützungssystems auch für die Schulpsychologen erreichen.  
Und schließlich fordern wir eine beschleunigte Digitalisierung der Schulen, damit digita-
ler Unterricht und Unterricht in Hybridform jederzeit ohne Einschränkungen möglich ist. 
Im Bereich des Sports gilt es aus Sicht der FDP/DVP Fraktion, die Schließung des Frei-
zeit- und Amateursportbetriebs jenseits des Individualsports auf ihre Verhältnismäßigkeit 
zu überprüfen. Ziel muss ein differenziertes Konzept sein, das Freizeit- und Amateursport 
vor allem auch für Kinder und Jugendliche unter klaren Hygienevorgaben weiterhin er-
möglicht – in Berlin beispielsweise ist Sport im Freien in festen Gruppen bis 12 Jahren 
möglich.  
Außerdem fordern wir eine Nachbesserung bei den Vorgaben der Landesregierung für die 
Nutzung von Tennishallen und Reithallen zu prüfen – Tennishallen dürfen bislang nur 
von maximal zwei Personen genutzt werden, auch wenn mehrere Plätze vorhanden sind. 
 
 
Zu III. 
Digitale Anwendungen in den Gesundheitsämtern und bei den Bürgerinnen und Bürgern 
können bei der Bekämpfung der Pandemie und der Kontaktnachverfolgung von großer 
Unterstützung sein. Wichtig dabei ist, dass die digitalen Werkzeuge auch flächendeckend 
zur Anwendung kommen. Unter anderem kann die Corona-Warn-App hier unterstützend 
wirken. Hier kann eine sinnvolle Weiterentwicklung die Nutzung der App in der Bevöl-
kerung noch weiter vorantreiben. Wichtig dabei ist, dass die bestehenden Datenschutz-
richtlinien weiterhin eingehalten werden, damit die Akzeptanz der App bei den Bürgerin-
nen und Bürgern nicht schwindet.  
 
Zu IV. 
Die Schließungsanordnung für die Gastronomie sowie das Verbot touristischer Reisen 
stellt im Verhältnis zu den Erkenntnissen über die Orte, an denen sich Menschen mit dem 
Corona-Virus infizieren, einen unverhältnismäßigen Eingriff dar. Laut einer Statistik des 
Sozialministeriums sind diese Betriebe gerade einmal zu vier Prozent an den bekannten 
Infektionen beteiligt, und wie aus der Presseberichterstattung der vergangenen Monate zu 
entnehmen war, sind Infektionen häufig bei großen privaten Feiern entstanden.  
 
Die Geschäfte des Einzelhandels haben sich nachweislich nicht als Infektionsherde er-
wiesen. Die derzeit bereits vorhandene Regelung (10 Quadratmeter Verkaufsfläche pro 
Kunde) ist daher bereits ausreichend und eine weitere Verschärfung nicht notwendig. 
Diese würde nur den Geschäften schaden, hätte aber keine Wirkung bei der Bekämpfung 
der Pandemie. 
Die vorgesehene Differenzierung zwischen Geschäften mit weniger und mit mehr als 800 
Quadratmetern Verkaufsfläche ist noch dazu nicht nachvollziehbar und schwächt damit 
die Akzeptanz der Regeln. Es ist nicht verständlich, wieso bei größeren Geschäften ein 
stärkeres Ansteckungsrisiko vorhanden sein sollte als bei kleineren Geschäften, welches 
eine solche Verschärfung rechtfertigen würde. 
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Die Hotel- und Gastronomiebranche hat seit März große Anstrengungen unternommen, 
um sich für eine zweite Welle der Corona-Infektionen zu wappnen und die Infektionsrisi-
ken zu minieren – um werden nun damit konfrontiert, dass sie trotzdem durch die Lan-
desregierung in eine Schließzeit geschickt wurden.  
Gerichte haben dies kürzlich im Gegensatz zur letzten Schließungsandrohung für verhält-
nismäßig angesehen, da eine umfangreiche finanzielle Unterstützung angekündigt wurde. 
Diese lässt aber nun auf sich warten, immer mehr Details sind nicht zufriedenstellend ge-
klärt und nun wird noch maximal von einer Abschlagszahlung im November gesprochen. 
Das ist viel zu wenig und dauert viel zu lange. Es müssen hier unkomplizierte und 
schnelle Regelungen her, wie sie den Betroffenen und den Gerichten versprochen wur-
den. 
Dazu benötigen auch verbundene Betriebe mit geschlossenem Betriebsteil, wie z. B. 
Landgasthöfe mit Metzgereien oder Bäcker mit angeschlossenem Café, sowie sonstige 
indirekt von den Schließungen betroffene Betriebe Unterstützung, wenn deren normaler 
Umsatz mehr als 50%, aber weniger als 80% mit der geschlossenen Gastronomie oder 
Hotellerie beträgt. Zu letzteren gehören beispielsweise Brauereien. Gegebenenfalls kann 
man diese Hilfe auch entsprechend nach Umsatzverlustanteil quotieren. 
 
Die jüngsten Einschränkungen sollen die Anzahl physischer Kontakte in der Bevölkerung 
signifikant reduzieren, während die Wirtschaft möglichst von Schließungen freibleibt. 
Die Einbeziehung der Kultur- und Veranstaltungsbranche in die Schließungsanordnung, 
die gewissermaßen impliziert, dass dort verzichtbare Kontakte geschaffen werden, ver-
kennt die ökonomische Relevanz der kulturschaffenden Branche, die eben auch wirt-
schaftlich handelt. 


	Antrag

